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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Reform des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerrechts 
— aus Drucksache 7/78, Drucksachen 7/1329, 7/1333 — 

Gesetz zur Reform des Vermögensteuerrechts und zur Änderung anderer 
Steuergesetze (Vermögensteuerreformgesetz — VStRG) 

aus Drucksache 7/78, Drucksachen 7/1358, 7/1389 — 
hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses durch den Bundesrat 


Der Bundesrat hat in ^seiner 400. Sitzung am 
20. Dezember 1973 beschlossen, zu den vom Deut- 
schen Bundestag am 6. bzw. 13. Dezember 1973 ver- 
aibschiedeten Gesetzen zu verlangen, daß der Ver- 
mittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 des 
Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Gründe 

Die Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundes- 
tages zur Reform des Erbsch'aftsteuer- und Schen- 
kungsteuerrechts sowie zur Reform des Vermögen- 
steuerrechts und zur Änderung anderer Steuer- 
gesetze (Vermögensteuerreformgesetz — VStRG) 
werden zusammengefaßt und erhalten folgenden 
W ortlaut : 


Gesetze zur Änderung steuerrechtlicher 
Vorschriften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Erbschaftsteuergesetzes 

Das Erbschaftsteuergesetz in der Fassung vom 

1. April 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 188, berichtigt 
S. 667, zuletzt geändert durch das Steueränderungs- 
gesetz 1971 vom 23. Dezember 1970 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 1856), wird wie folgt geändert: 

1. § 16 erhält folgende Fassung: 

.§ 16 

Freibeträge und Besteuerungsgrenzen 
(1) Steuerfrei bleiben 

1. für den Ehegatten 250 000 Deutsche Mark; 

2. für alle übrigen Personen der Steuerklasse I 
90 000 Deutsche Mark; 

3. für Personen der Steuerklasse II 
50 000 Deutsche Mark; 

4. für Personen der Steuerklasse III 
10 000 Deutsche Mark; 
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5. für Personen der Steuerklasse IV 
5 000 Deutsche Mark; 

6. für Personen der Steuerklasse V 
2 000 Deutsche Mark. 

(2) An die Stelle des Freibetrages nach Ab- 
satz 1 tritt in den Fällen, in denen sich die Be- 
steuerung auf Vermögen im Sinne des § 8 Abs. 1 
Nr. 2 beschränkt, eine Besteuerungsgrenze von 
5 000 Deutsche Mark, übersteigt der Wert des 
Erwerbs die Besteuerungsgrenze, so ist der 
ganze Erwerb steuerpflichtig, soweit sich nicht 
eine Befreiung aus § 18 oder § 20 ergibt. Die 
Steuer wird jedoch nur insoweit erhoben, als sie 
aus der Hälfte des die Besteuerungsgrenze über- 
steigenden Betrages gedeckt werden kann. " 

2. § 17 erhält folgende Fassung: 

.§ 17 

Besonderer Versorgungsfreibetrag 

(1) Neben dem Freibetrag nach § 16 Abs. 1 
Nr. 1 wird dem überlebenden Ehegatten ein be- 
sonderer Versorgungsfreilbetrag von 250 000 
Deutsche Mark gewährt. Der Freibetrag wird bei 
Ehegatten, denen aus Anlaß des Todes des Erb- 
lassers nicht der Erbschaftsteuer unterliegende 
Versorgungsbezüge zustehen, um den nach § 14 
des Bewertungsgesetzes zu ermittelnden Kapital- 
wert dieser Versorgungsbezüge gekürzt. 

(2) Neben dem Freibetrag nach § 16 Abs. 1 
Nr. 2 wird Kindern im Sinne der Steuerklasse I 
Nr. 2 (§ 10 Abs. 1) für Erwerbe von Todes wegen 
ein besonderer Versorgungsfreibetrag in folgen- 
der Höhe gewährt: 

1. bei einem Alter bis zu 5 Jahren in Höhe von 
50 000 Deutsche Mark; 

2. bei einem Alter von mehr als 5 bis zu 

10 J ähren 

in Höhe von 40 000 Deutsche Mark; 

3. bei einem Alter von mähr als 10 bis zu 

15 Jahren 

in Höhe von 30 000 Deutsche Mark; 

4. bei einem Alter von mehr als 15 bis zu 

20 Jahren 

in Höhe von 20 000 Deutsche Mark; 

5. bei einem Alter von mehr als 20 Jahren bis 
zur Vollendung des 27. Lebensjahres 

in Höhe von 10 000 Deutsche Mark. 


übersteigt der Wert des Erwerbs unter Berück- 
sichtigung früherer Erwerbe (§ 13) und der Be- 
freiungen aus § 18 oder § 20 150 000 Deutsche 
Mark, so vermindert sich der Freibetrag nach 
den Nummern 1 bis 5 um den 150 000 Deutsche 
Mark übersteigenden Betrag. Stehen dem Kind 
aus Anlaß des Todes des Erblassers nicht der 
Erbschaftsteuer unterliegende Versorgungsbe- 
züge ZU, so wird der Freibetrag um den nach 
§ 13 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes zu ermit- 
telnden Kapitalwert dieser Versorgungsbezüge 
gekürzt. Bei der Berechnung des Kapital werts 
ist von der nach den Verhältnissen am Stichtag 
(§ 22) voraussichtlichen Dauer der Bezüge auszu- 
gehen." 


3. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

Das Wort „Gewerbeberechtigungen" wird 
durch das Wort „Mineralgewinnungsrechte" 
ersetzt. 

b) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Für den Bestand und die Bewertung von 
Betriebsvermögen mit Ausnahme der Bewertung 
der Betriebs grundstücke und der Mineralgewin- 
nungsrechte (Absatz 2) sind die Verhältnisse zur 
Zeit der Entstehung der Steuer maßgebend. Die 
Vorschriften der §§95 bis 100, 103 bis 105, 108 
und 109 Abs. 1 und § 104 Abs. 1 des Bewer- 
tungsgesetzes sind entsprechend anzuwenden. 
Zum Betriebsvermögen gehörende Wertpapiere, 
Anteile und Genußscheine von Kapitalgesell- 
schaften sind mit dem nach § 11 oder § 12 des 
Bewertungsgesetzes ermittelten Wert anzuset- 
zen." 


4. § 37 erhält die folgende Fassung: 

.§ 37 

Anwendung 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
% findet auf Erwerbe Anwendung, für welche die 

Steuerschuld nach dem 31. Dezember 1973 ent- 
standen ist oder entsteht. 

(2) Fällt ein nach § 13 zu berücksichtigender 
früherer Erwerb in die Zeit vor dem 31. Dezem- 
ber 1973, so gilt § 13 in der vor diesem Stichtag 
geltenden Fassung." 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 20. Dezember 1973. 
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Artikel 2 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Juni 1954 (Bundesge- 
setzbl. I S. 137), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1971 vom 23. Dezember 1970 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1856), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden 

aa) die Zahl „20 000“ jeweils durch die Zahl 
„70 000“ und 

bb) in Ziffer 3 das Wort „fünfundzwanzigste“ 
durch das Wort „siebenundzwanzigste“ 
ersetzt; 

b) in Absatz 2 werden 

aa) die Zahl „5 000" durch die Zahl „lOÖOO“, 

bb) die Zahl „100 000“ durch die Zahl 

„150 000“, 

cc) die Zahl „200 000“ jeweils durch die Zahl 
„300 000“ 
und • 

dd) die Zahl „10 000“ durch die Zahl „20 000“ 
ersetzt; 

c) in Absatz 3 werden 

aa) die Zahl „25 000“ durch die Zahl „50 000“, 

bb) die Zahl „100 000“ durch die Zahl 

„150 000“, 

cc) die Zahl „3 600“ jeweils durch die Zahl 
„4 800“, 

dd) die Zahl „200 000“ jeweils durch die Zahl 
„300 000“, 

ee) die Zahl „50 000" durch die Zahl „100 000“ 
und 

ff) die Zahl „7 200“ durch die Zahl 9 600" 
ersetzt. 

2. In § 8 werden die Worte „1 vom Hundert“ durch 
die Worte „7 vom Tausend“ und die Worte „7,5 
vom Tausend“ durch die Worte „5,5 vom Tau- 
send“ ersetzt. 

3. Der V. Abschnitt des Gesetzes erhält die Über- 
schrift: 

„V. Ermächtigungs- und Schluß Vorschriften“. 

4. Im V. Abschnitt wird folgender § 20 a eingefügt: 

„§20a 

Vermögens-Hauptveranlagung 

Auf den 1. Januar 1974 findet eine Hauptver- 
anlagung der Vermögensteuer statt.“ 


5. Dem § 21 wird folgender § 22 angefügt; 

„§ 22 

Anwendung 

Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes ist 
erstmals bei der Vermögensteuer-Hauptveranla- 
gung zum 1. Januar 1974 anzuwenden.“ 


Artikel 3 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 20. Oktober 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 2021), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Gewerbesteuergesetzes vom 
27. August 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 1425) und des 
Gesetzes vom 8. September 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1713), wird wie folgt geändert: 


1 . § 9 wird wie folgt geändert: 

In Ziffer 1 Satz 1 werden die Worte „3 vom Hun- 
dert“ durch die Worte „1,2 vom Hundert“ ersetzt. 


2. § 11 wird wie folgt geändert; 

Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Steuermeßzahlen für den Gewerbe- 
ertrag betragen 

1. bei natürlichen Personen und bei Gesellschaf- 


ten i. S. des § 2 Abs. 2 Ziffer 1 : 

für die ersten 15 000 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrags 0 v. H. 

für die weiteren 3 600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrags 1 v. H. 

für die weiteren 3 600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrags 2 v. H. 

für die weiteren 3 600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrags 3 v. H. 

für die weiteren 3 600 Deutsche Mark 

des Gewerbeertrags 4 v. H. 

für alle übrigen Beträge 5 v. H. 

2. bei anderen Unternehmen 5 v. H.“ 


3. § 36 erhält folgende Fassung: 

»§ 36 

Zeitlicher Geltungsbereich 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist, soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt 
ist, erstmals anzuwenden 

1. bei der Gewerbesteuer nach dem Gewerbe- 
ertrag und dem Gewerbekapital für den Er- 
hebungszeitraum 1974, 
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2. bei der Lohnsummensteuer auf Lohnsummen, 
die nach dein 31. Dezember 1973 gezahlt wer- 
den. 

(2) Die Vorschrift des § 11 Abs. 2 ist erstmals 
für den Erhebungszeitraum 1975 anzuwenden." 


Artikel 4 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. Dezember 1965 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1861), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Wahrung der steuerlichen Gleichmäßigkeit bei 
Auslandsbeziehungen und zur Verbesserung der 
steuerlichen Wettbewerbslage bei Auslandsinvesti- 
tionen vom 8, September 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1713), wir wie folgt geändert: 

1. In § 111 Nr. 9 wird die Zahl „3 600" durch die 
Zahl „4 800" ersetzt. 

2. Der Dritte Teil erhält die Überschrift 

„Übergangs- und Schlußvorschriften". 

3. Im Dritten Teil wird der folgende § 121 a einge- 
fügt: 

„§ 121 a 

Sondervorschrift für die Anwendung 
der Einheits werte 1964 

Während der Geltungsdauer der auf den Wert- 
verhältnissen am 1. Januar 1964 beruhenden Ein- 
heitswerte des Grundbesitzes sind Grundstücke 
(§ 70) und Betriebsgrundstücke im Sinne des § 99 
Abs. 1 Nr. 1 bei der Feststellung der Einheits- 
w'erte des Betriebsvermögens für die Vermögen- j 
Steuer, die Erbschaftsteuer, die Gewerbesteuer 
und die Einkommensteuer mit 140 vom Hundert 
des Einheitswertes anzusetzen. 

Das gilt entsprechend für die nach § 23 Abs. 2 
und 4 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer- 
gesetzes maßgebenden Werte." 

4. Nach § 123 wird der folgende § 124 eingefügt: 

„§ 124 
Erstmalige Anwendung 

Die sich aus Artikel 4 des Gesetzes zur Ände- 
rung steuerrechtlicher Vorschriften vom . . . 
(Bundesgesetzbl. I S. . . .) ergebende Fassung 
des Bewertungsgesetzes ist erstmals zu berück- 
sichtigen 

1. bei den Einheitswerten des Grundbesitzes, 
die auf den Wertverhältnissen am 1. Januar 
1964 beruhen, durch Fortschreibung, Nach- 
feststellung oder Aufhebung des Einheitswer- 
tes auf den 1. Januar 1974, 


2. bei den Einheitswerten des Betriebsvermö- 
gens durch Hauptfeststellung auf den 1. Ja- 
nuar 1974, 

3. bei der Ermittlung des sonstigen Vermögens, 
des Gesamtvermögens und des Inlandvermö- 
gens für Zwecke der Vermögensteuer bei der 
Vermögensteuer-Hauptveranlagung auf den 
1. Januar 1974 (§ 20 a des Vermögensteuerge- 
setzes)." 


Artikel 5 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1971 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1881), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1973 vom 26. Juni 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 676), wird wie folgt geändert: 


1. Hinter § 13 wird der folgende § 13 a eingefügt: 

.§ 13 a 

Ermittlung des Gewinns aus Land- und 
Forstwirtschaft nach Durchschnittssätzen 

(1) Bei Steuerpflichtigen, die nicht auf Grund 
gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, für 
einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb 
Bücher zu führen und regelmäßig Abschlüsse 
zu machen, ist der Gewinn für diesen Betrieb 
nach den Absätzen 2 bis 6 zu ermitteln. Auf An- 
trag des Steuerpflichtigen ist für einen Betrieb 
im Sinne des Satzes 1 der Gewinn für vier auf- 
einanderfolgende Wirtschaftsj ahre 

1. durch Betriebsvermögensausgleich zu ermit- 
teln, wenn für das erste dieser Wirtschafts- 
jahre Bücher geführt werden und ein Ab- 
schluß gemacht wird, 

2. durch Vergleich der Betriebseinnahmen mit 
den Betriebsausgaben zu ermitteln, wenn für 
das erste dieser Wirtschaftsjahre keine Bü- 
cher geführt werden und kein Abschluß ge- 
macht wird, aber die Betriebseinnahmen und 
Betriebsausgaben aufgezeichnet werden; für 
das zweite bis vierte Wirtschaftsjahr bleibt 
§ 161 Abs. 1 der Reichsabgabenordnung un- 
berührt. 

Der Antrag ist spätestens sechs Monate nach Ab- 
lauf des Wirtschaftsjahres, auf das er sich be- 
zieht, schriftlich zu stellen. Er kann nicht zurück- 
genommen werden. 

(2) Gewinn ist die Summe aus 

1. dem Grundbetrag (Absatz 3), 

2. dem Wert der Arbeitsleistung des Betriebs- 
inhabers und seiner im Betrieb tätigen Ange- 
hörigen (Absatz 4), 

3. den vereinnahmten Pachtzinsen (Absatz 5 
Satz 3), 

4. den Zuschlägen nach Absatz 6, 
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5. dem Nutzungswert der Wohnung des Be- 
triebsinhabers mit einem Achtzehntel des im 
Einheitswert besonders ausgewiesenen Woh- 
nungswerts. 

Abzusetzen sind verausgabte Pachtzinsen (Ab- 
satz 5 Sätze 1 und 2) und diejenigen Schuldzin- 
sen, die Betriebsausgaben sind, sowie dauernde 
Lasten, die Betriebsausgaben sind und bei der 
Einheitsbewertung nicht berücksichtigt sind. 

(3) Als Grundbetrag ist der zwölfte Teil des 
Ausgangswerts anzusetzen. Dieser ist nach den 
folgenden Ziffern 1 bis 5 zu ermitteln: 

1. Zum Ausgangswert gehören die folgenden 
im maßgebenden Einheitswert des Betriebs 
der Land- und Forstwirtschaft ausgewiesenen 
Werte: 

a) der Vergleichswert der landwirtschaft- 
lichen Nutzung einschließlich der dazuge- 
hörenden Abschläge und Zuschläge nach 
§ 41 des Bewertungsgesetzes, jedoch ohne 
Sonderkulturen, 

b) die Hektarwerte des Geringstlandes und 

c) die Vergleichs werte der Sonderkulturen, 
der weinbaulichen Nutzung, der gärtneri- 
schen Nutzung und der sonstigen land- 
und forstwirtschaftlichen Nutzung ein- 
schließlich der zu diesen Nutzungen oder 
Nutzungsteilen gehörenden Abschläge und 
Zuschläge nach § 41 des Bewertungsgeset- 
zes sowie die Einzelertragswerte der Ne- 
benbetriebe und des Abbaulandes, wenn 
die für diese Nutzungen, Nutzungsteile 
und sonstigen Wirtschaftsgüter nach den 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes er- 
mittelten Werte zuzüglich oder abzüglich 
des sich nach Ziffer 4 ergebenden Werts 
insgesamt 4 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen. 

Maßgebend ist grundsätzlich der Einheitswert, 
der auf den letzten Feststellungszeitpunkt 
(Hauptfeststellungs-, Fortschreibungs- oder Nach- 
feststellungszeitpunkt) festgestellt worden ist, 
der vor dem Beginn des Wirtschaftsjahres liegt 
oder mit dem Beginn des Wirtschaftsjahres zu- 
sammenfällt, für das der Gewinn zu ermitteln 
ist. Sind bei einer Fortschreibung oder Nachfest- 
stellung die Umstände, die zu der Fortschreibung 
oder Nachfeststellung geführt haben, bereits vor 
Beginn des Wirtschaftsjahres eingetreten, in das 
der Fortschreibungs- oder Nachfeststellungszeit- 
punkt fällt, so ist der fortgeschriebene oder 
nachfestgestellte Einheitswert bereits für die Ge- 
winnermittlung dieses Wirtschaftsjahres maßge- 
bend. § 218 Abs. 2 und 4 und § 232 Abs. 2 der 
Reichsabgabenordnung sind anzüwenden. 

2. Beim Pächter ist der Vergleichswert der land- 
wirtschaftlichen Nutzung des eigenen Betriebs 
der Land- und Forstwirtschaft um den Ver- 
gleichswert der landwirtschaftlichen Nutzung 
für die zugepachteten landwirtschaftlichen 
Flächen zu erhöhen. Besteht für die zugepach- 
teten landwirtschaftlichen Flächen kein beson- 
derer Vergleichswert, so ist die Erhöhung 


nach dem Hektarwert zu errechnen, der bei 
der Einheitsbewertung für den eigenen Be- 
trieb beim Vergleichswert der landwirtschaft- 
lichen Nutzung zugrunde gelegt worden ist. 

3. Beim Verpächter ist der Vergleichswert der 
landwirtschaftlichen Nutzung um den Wert- 
anteil zu vermindern, der auf die verpach- 
teten landwirtschaftlichen Flächen entfällt. 

4. Werden Flächen mit Son'derkulturen, wein- 
baulicher Nutzung, gärtneUscher Nutzung, 
sonstiger fand- und forstwirtschaftlicher Nut- 
zung sowie Nebenbetriebe oder Abbauland 
zugepachtet oder verpachtet, so sind deren 
Werte oder deren nach entsprechender An- 
wendung der Ziffern 2 und 3 ermittelten 
Werte den Werten der in Ziffer 1 Buchstabe c 
genannten Nutzungen, Nutzungsteile oder 
sonstigen Wirtschaftsgüter im Falle der Zu- 
pachtung hinzuzurechnen oder im Falle der 
Verpachtung von ihnen abzuziehen. 

5. Landwirtschaftlich genutzte Flächen sowie 
Flächen und Wirtschaftsgüter der in Ziffer 4 
bezeichneten Art eines Betriebs, die bei der 
Einheitsbewertung nach § 69 »des Bewertungs- 
gesetzes dem Grundvermögen zugerechnet 
und mit dem gemeinen Wert bewertet wor- 
den sind, sind mit dem Wert anzusetzen, der 
sich nach den Vorschriften über die Bewer- 
tung des land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögens ergeben würde. Dieser Wert ist nach 
dem Hektarwert zu errechnen, der bei der 
Einheitsbewertung für den eigenen Betrieb 
beim Vergleichswert der jeweiligen Nutzung 
zugrunde gelegt worden ist oder zugrunde zu 
legen wäre. 

(4) Der Wert der Arbeitsleistung ist nach den 

folgenden Ziffern 1 bis 5 zu ermitteln: 

1. Der Wert der Arbeitsleistung beträgt für 

a) die körperliche Mitarbeit des Betriebs- 
inhabers und der im Betrieb beschäftigten 
Angehörigen (§ 10 Steueranpassungsge- 
setz) bei einem Ausgangswert (Absatz 3) 
aa) bis 25 000 Deutsche Mark 

je 4 400 Deutsche Mark, 
bb) über 25 000 Deutsche Mark 
bis 50 000 Deutsche Mark 

je 4 600 Deutsche Mark, 
cc) über 50 000 Deutsche Mark 

je 4 800 Deutsche Mark, 

b) die Leitung (des Betriebs 2,5 vom Hun- 
dert des Ausgangswerts nach Absatz 3. 

2. Die Arbeitsleistung von Familienangehörigen 
unter 15 Jahren bleibt außer Betracht. Bei 
Familienangehörigen, die zu Beginn des 
Wirtschaftsjahres das 15., nicht aber das 
18. Lebensjahr vollendet haben, ist der Wert 
der Arbeitsleistung mit der Hälfte des in 
Ziffer 1 Buchstabe a genannten Beitrags an- 
zusetzen. 

\ 3. Sind die in den Ziffern 1 und 2 bezeichneten 
Personen nicht voll im Betrieb beschäftigt, so 
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ist ein der körperlichen Mitarbeit entspre- 
chender Teil des nach Ziffer 1 Buchstabe a 
und Ziffer 2 maßgebenden Werts der Arbeits- 
leistung anzusetzen. Satz 1 gilt entsprechend 
bei Minderung der Erwerbsfähigkeit. Für An- 
gehörige, mit denen Arbeitsverträge abge- 
schlossen sind, unterbleibt der Ansatz des 
Werts der Arbeitsleistung. 

4. Der Wert der körperlichen Mitarbeit der 
Person, die den Haushalt führt, vermindert 
sich für jede im Haushalt voll beköstigte und 
untergebrachte Person um 20 vom Hundert. 

5. Der Wert der Arbeitsleistung der Angehöri- 
gen kann höchstens für die nach Art und 
Größe des Betriebs angemessene Zahl von 
Vollarbeitskräften angesetzt werden. Entgelt- 
lich beschäftigte Vollarbeitskräfte sind ent- 
sprechend der Dauer ihrer Beschäftigung auf 
idie angemessene Zähl der Arbeitskräfte anzu- 
rechnen. Die ZU berücksichtigende Zahl von 
Vollarbeitskräften darf bei der landwirt- 
schaftlichen Nutzung (Absatz 3 Ziff. 1 Buch- 
stabe a) 0,07 Vollarbeitskraft je Hektar nicht 
übersteigen. 

(5) Pachtzinsen sind abziehbar, soweit sie den 
zwölften Teil des Ausgangs werts für die gepach- 
teten Flächen nach Absatz 3 Ziff. 2 und 4 nicht 
übersteigen. Im Fall der Zupachtung eines Wohn- 
gebäudes können die hierauf entfallenden Pacht- 
zinsen bis zur Höhe von einem Achtzehntel des 
Wohnungswerts abgezogen werden. Eingenom- 
mene Pachtzinsen sind hinzuzurechnen, wenn sie 
zu den Einkünften uus Land- und Forstwirtschaft 
gehören. 

(6) Für Erträge aus 

1. den in Absatz 3 Ziff. 1 Buchstabe c genannten 
Nutzungen, Nutzungsteilen und sonstigen 
Wirtschaftsgütern, wenn die hierfür nach den 
Vorschriften des Bewertungsgesetzes ermit- 
telten Werte zuzüglich oder abzüglich des 
sich nach Absatz 3 Ziff. 4 ergebenden Werts 
4 000 Deutsche Mark übersteigen, 

2. forstwirtschaftliche Nutzung, 

3. anderen Betriebsvorgängen, die bei der Fest- 
stellung des Ausgangswerts nach Absatz 3 
nicht berücksichtigt worden sind, 

sind Zuschläge zu dem nach den Absätzen 2 
bis 5 ermittelten Betrag zu machen, wenn er 
dadurch um mindestens 800 Deutsche Mark er- 
höht wird. Das gilt auch für Gewinne aus der 
Veräußerung oder Entnahme von Grund und 
Boden; hierbei sind § 4 Abs. 3 sowie § 55 ent- 
sprechend anzuwenden." 

2. Hinter § 21 wird der folgende § 21 a eingefügt: 

„§ 21a 

Nutzungswert der selbstgenutzten Wohnung 
im eigenen Einfamilienhaus 

(1) Bei einer Wohnung im eigenen Einfami- 
lienhaus im Sinne des § 75 Abs. 5 des Bewer- 


tungsgesetzes wird der Nutzungswert (§ 21 
Abs. 2) aufgrund des Einheitswerts des Grund- 
stücks ermittelt. Als Grundbetrag für den Nut- 
zungswert ist 1 vom Hundert des maßgebenden 
Einheitswerts des Grundstücks anzusetzen. Be- 
ginnt oder endet die Selbstnutzung während des 
Kalenderjahrs, so ist nur der Teil des Grund- 
betrags anzusetzen, der auf die vollen Kalender- 
monate der Selbstnutzung entfällt. 

(2) Maßgebend ist der Ein'heitswert für den 
letzten Feststellungszeitpunkt (Hauptfeststel- 
lungs-, Fortschreibungs- oder Nachfeststellungs- 
zeitpurikt), der vor dem Beginn des Kalender- 
jahres liegt oder mit dem Beginn des Kalender- 
jiahrs zusammenfällt, für das der Nutzungswert 
zu ermitteln ist. Ist das Einfamilienhaus erst in- 
nei^halb des Kalenderjahrs fertiggestellt wor- 
den, für das der Nutzungswert zu ermitteln ist, 
so ist der Einheitswert maßgebend, der zuerst 
für das Einfamilienhaus festgestellt wird. 

(3) Von dem Grundbetrag sind bis zu seiner 
Höhe die Schuldzinsen abzuziehen, die mit der 
Nutzung des Grundstücks zu Wohnzwecken in 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. 

(4) Dient das Grundstück teilweise eigenen 
oder fremden gewerblichen, beruflichen oder 
öffentlichen Zwecken, so vermindert sich der 
maßgebende Einheitswert um den Teil, der bei 
einer Aufteilung nach dem Verhältnis der Nutz- 
flächen auf den gewerblich, beruflich oder öffent- 
lich genutzten Teil des Grundstücks entfällt. 
Dasselbe gilt, wenn Teile des Einfamilienhauses 
zu Wohnzwecken vermietet sind und die Einnah- 
men hieraus das Dreifache des anteilig auf die 
vermieteten Teile entfallenden Grundbetrags, 
mindestens aber 1 000 Deutsche Mark im Kalen- 
derjahr, übersteigen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwen- 
den, wenn die gesamte Fläche des Grundstücks 
größer als das Zwanzigfache der bebauten Grund- 
fläche ist; in diesem Fall ist jedoch mindestens 
der Nutzungswert anzusetzen, der sich nach den 
Absätzen 1 bis 4 ergeben würde, wenn die ge- 
samte Fläche des Grundstücks nicht größer als 
das Zwanzigfache der bebauten Grundfläche 
wäre." 


3. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 


4. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 17 wird der folgende Absatz 
17 a eingefügt: 

„(17 a) Die Vorschrift des § 13 a ist erst- 
mals für Wirtschaftsjahre anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 1973 beginnen." 
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b) Hinter Absatz 19 wird der folgende Absatz 
19 a eingefügt; 

„(19 a) Di.e Vorschriften des § 21 a und des 
§ 29 sind erstmals für den Veranlagungszeit- 
raum 1974 anzuwenden." 

A r t <i k e 1 6 

Aufhebung von Vorschriften 

Mit Wirkung ab 1. Januar 1974 werden aufge- 
hoben 

1. die Verordnung über die Bemessung des Nut- 
zungswerts der Wohnung im eigenen Einfami- 
lienhaus vom 26. Januar 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 99). 

2. Das Gesetz über die Ermittlung des Gewinns 
aus Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnitt- 
sätzen (GDL) vom 15. September 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1350), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forst- 
wirtschaft nach Durchschnittsätzen und des Ein- 
kommensteuergesetzes vom 8. Mai 1972 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 761), wird mit Wirkung für 
Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 
1973 beginnen, aufgehoben. 

Artikel 7 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 

Zu den bedeutenden Reformvorhaben gehört die Re- 
form des geltenden Steuerrechts, das den heutigen 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnissen 
nicht mehr gerecht wird. Es soll durch ein sozial ge- 
rechteres, einfacheres und besser überschaubares 
Steuerrecht nach dem einheitlichen Willen des Bun- 
des und der Länder ersetzt werden. Der Bundesrat 
hat zur Erreichung dieses Ziels im ersten Durchgang 
des Entwurfs eines 2. Steuerreformgesetzes festge- 
stellt, daß die Steuerreform wegen ihrer Zielsetzung, 
ihrer fiskalischen und wirtschaftlichen Auswirkun- 
gen sowie wegen der Wechselbeziehungen der ein- 
zelnen Steuerarten nur als ein in sich geschlossenes 
Vorhaben verwirklicht werden kann. Sie muß des- 
halb schon als Einheit konzipiert und verabschiedet 
werden. 

Dieser Notwendigkeit wird die isolierte Verabschie- 
dung des Entwurfs einer Neuordnung der Vermö- 
gens-, Erbschafts- und Gewerbesteuer nicht gerecht, 
dies gilt um so mehr, als zu erwarten ist, daß das 
von der Bundesregierung vorgelegte 3. Steuerre- 
formgesetz nicht zum vorgesehenen Zeitpunkt in 
Kraft treten kann. Die Einheitlichkeit würde dadurch 
um so weniger gewahrt werden. 

Da andererseits die neuen Einheitswerte für alle 
einheitswertabhängigen Steuern bereits zum 2. Ja- 
nuar 1974 anzuwenden sind, muß ein Weg gefunden 
werden, der anstelle der isolierten Verabschiedung 
von Teilbereichen der Steuerreform eine steuerneu- 
trale Anwendung der Einheitswerte sicherstellt. 

Die Anrufung des Vermittlungsausschusses eröffnet 
die Chance, die hierzu notwendigen und vordring- 
lichen Regelungen in Form eines Vorschaltgesetzes 
schnellstmöglich durch Bundestag und Bundesrat zu 
verabschieden. Der Weg für eine umfassende Steuer- 
reform aus einem Guß wird hierdurch nicht verbaut, 
sondern gerade freigemacht. 

Wegen der Begründung der Vorschriften im einzel- 
nen wird Bezug genommen auf Abschnitt B der Be- 
gründung in Drucksache 782/73. 
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